
 

 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 27. August 2013    

 

P131263 Ratschlag Leistungsauftrag und Globalbeitrag 2014-2017 für die Universität 
Basel / PARTNERSCHAFTLICHES GESCHÄFT 
 

 
 
://: 1. Der Bericht des Erziehungsdepartements über den Verlauf der 

Verhandlungen im Rahmen des Lenkungsausschusses Partner-
schaftsverhandlungen und mit der Universität wird zur Kenntnis 
genommen. 

2. Der vorgelegte Entwurf eines Leistungsauftrags 2014–2017 an die 
Universität wird gemäss § 21, Abs. 1, lit. a des Staatsvertrags 
über die gemeinsame Trägerschaft der Universität Basel zur Aus-
fertigung und Weiterleitung beschlossen. Für die Jahre 2014–
2017 werden der Universität gesamthaft Trägerbeiträge von 
Fr. 1'304,9 Mio. zugesprochen. Dabei sollen die folgenden Jah-
restranchen bewilligt werden: 2014: Fr. 161,1 Mio., 2015: 
Fr. 163,2 Mio., 2016: Fr. 165,3 Mio., 2017: Fr. 160,5 Mio.. 

3. Der Regierungsrat nimmt zur Kenntnis, dass die Jahrestranche 
2014 um Fr. 100'000 über der betreffenden Position im Budget 
2014 des Kantons Basel-Stadt liegt. Das Erziehungsdepartement 
wird diese Budgetüberschreitung im Rahmen seines Gesamtbud-
gets kompensieren. 

4. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf 
an den Grossen Rat. 

 

 

Begründung 

Die Universität Basel hat ihre Strategie 2014 vorgelegt, die ihre Positi-
on im internationalen Wettbewerb sichern soll. Die Regierungen der 
beiden Trägerkantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt unterstützen 
diese strategische Ausrichtung und wollen mit einer weiteren Steige-
rung des Trägerbeitrags im Verlauf der Leistungsperiode 2014–2017 
deren Umsetzung ermöglichen. Ausserdem sollen die Ausbildungska-
pazitäten für Studierende der Humanmedizin um 30 % erhöht werden. 
Der jährliche Globalbeitrag der Kantone Basel-Stadt und Basel-
Landschaft soll vom Ausgangsniveau 314 Mio. Franken (2013) über die 
Leistungsperiode hinweg auf 329,5 Mio. Franken (2017) ansteigen. 
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Weitere Einnahmen von 4 Mio. Franken jährlich soll die Universität 
über eine Erhöhung der Studiengebühren generieren. Der Kanton Ba-
sel-Stadt steuert ab 2017 einseitig 5 Mio. Franken bei, um den Kanton 
Basel-Landschaft im gleichen Mass zu entlasten.  

 

                                                                                           
 


